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stufe den Bürger unverzüglich zu informieren und ihm auf 
Wunsch diese Tätigkeit zu vermitteln.

(5) Für Bürger, die zum Zeitpunkt der Beendigung der bis­
herigen Tätigkeit vollbeschäftigt waren, ist eine Teilzeitbe­
schäftigung nicht zumutbar, es sei denn, der Nettolohn aus 
dieser Tätigkeit ist höher als die Leistungen gemäß den §§ 3 
und 4 der Verordnung. Für Bürger, die zum Zeitpunkt der 
Beendigung der bisherigen Tätigkeit aus gerechtfertigten 
Gründen teilzeitbeschäftigt waren, ist eine Tätigkeit mit 
einer längeren Arbeitszeit nicht zumutbar, wenn diese Gründe 
noch vorliegen.

§4
Lehnt ein Bürger trotz Belehrung über die Rechtsfolgen eine 

vom Amt für Arbeit vermittelte zumutbare Tätigkeit ohne 
wichtigen Grund ab, kann das Amt für Arbeit das Ruhen des 
Anspruchs auf Zahlung der Unterstützung für die Dauer von 
4 Wochen festlegen. Gegen diese Entscheidung des Amtes für 
Arbeit kann der Bürger Beschwerde gemäß §9 der Verord-, 
nung einlegen. Der Bürger ist darüber zu belehren.

Zu § 2 Abs. 2 der Verordnung:

§5 . -
Der Betrieb hat einen schriftlichen Nachweis zu führen, daß 

der Bürger bei eigener Kündigung auf die Folgen dieses 
Schrittes hingewiesen wurde.

§ 6
Die Regelung für die fristlose Entlassung gilt gleichermaßen 

bei einer fristlosen Abberufung.

Zu § 3 Abs. 2 und § 4 der Verordnung:

§7
Der Nettodurchschnittslohn ergibt sich aus dem Brutto­

durchschnittslohn1 abzüglich Lohnsteuer und des Beitrages 
zur Sozialpflichtversicherung.

Zu § 4 der Verordnung:
§ 8

(1) Die Ausgleichszahlung ist vom Bürger beim Betrieb un­
ter Vorlage des Ausweises für Arbeit und Sozialversicherung 
bzw. einer Bescheinigung des Amtes für Arbeit zu beantragen.

(2) Das Amt für Arbeit informiert den Betrieb, wenn die 
Voraussetzungen für die Ausgleichszahlung entfallen. Das gilt 
auch für das Ruhen des Anspruchs im Falle des § 10.

§9
(1) Invaliden- und Altersrentner bzw. Empfänger einer ent­

sprechenden Versorgung, bei denen die Voraussetzungen ge­
mäß § 2 Abs. 1 der Verordnung vorliegen, erhalten vom Be­
trieb eine Ausgleichszahlung in Höhe von 70 % des bisherigen 
Nettodurchschnittslohnes, höchstens 500 Mark im Monat. 
Übersteigen Invaliden- oder Altersrenten bzw. eine entspre­
chende Versorgung und die Ausgleichszahlung zusammen 
1 000 Mark im Monat, wird die Auszahlung um den überstei­
genden Betrag gemindert. Diese Höchstbegrenzung gilt nicht 
für die Empfänger von Blinden- und Sonderpflegegeld.

(2) Die Ausgleichszahlung wird nicht gewährt bei Beendi­
gung der Tätigkeit gemäß § 2 Abs. 2 der Verordnung. In die­
sem Fall besteht Anspruch auf Unterstützung durch das Amt 
für Arbeit in Höhe von 70 % des bisherigen Nettodurch­
schnittslohnes, höchstens 500 Mark im Monat unter Beach­
tung der im § 2 Abs. 2 der Verordnung festgelegten Zeiten.

1 Für die Berechnung des Durchschnittslohnes gelten die Verord­
nung vom 21. Dezember 1961 über die Berechnung des Durchschnitts­
verdienstes und über die Lohnzahlung (GBl. II Nr. 83 S. 551) in der 
Fassung der Zweiten Verordnung vom 27. Juli 1967 (GBl. II Nr. 73 
S..511) und der Besoldungsverordnung vom 25. März 1982 (GBl. I 
Nr. 12 S. 253) sowie die Fünfte Durchführungsbestimmung zur Ver­
ordnung vom 7. März 1985 über die Berechnung des Durchschnitts­
verdienstes und über die Lohnzahlung (GBl. I Nr. 10 S. 109).

§ 10
Für die Zeit des Rühens des Anspruchs auf Unterstützung 

gemäß § 4 besteht kein Anspruch auf Ausgleichszahlung.

§11
Haben Betriebe ihre Tätigkeit ohne Rechtsnachfolge einge­

stellt, wird die Ausgleichszahlung vom Amt für Arbeit über­
nommen.

§12 —
Facharbeiter nach Lehrabschluß und Absolventen des Di­

rektstudiums einer Hoch- oder Fachschule, die ihre Ausbil­
dung ohne vorherigen Abschluß eines Arbeitsvertrages been­
deten, haben keinen Anspruch auf Ausgleichszahlung.

Zu § 5 und § 7 Abs. 2 der Verordnung:

§ 13
Die ablehnende Entscheidung gemäß § 5 sowie die Entschei­

dung gemäß § 7 Abs. 2 der Verordnung hat zugleich eine 
Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

Zu § 6 der Verordnung:
§ 14

Bürger, die Unterstützung innerhalb 1 Woche nach dem 
2G. Februar 1990 beantragt haben, erhalten die Unterstützung 
ab dem Tag ihres Ausscheidens aus der letzten Tätigkeit, frü­
hestens ab 9. Februar 1990.

Zu § 7 Abs. Lder Verordnung:

§ 15
Das Amt für Arbeit kann den Bürger in begründeten Fällen 

zeitweilig Von der Pflicht einer unverzüglichen Vorsprache 
befreien.

§16
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit Wirkung vom 

9. Februar 1990 in Kraft.

Berlin, den 22. Februar 1990

Der Minister 
für Arbeit und Löhne
Hannelore M e n s c h

Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung 

über die Gewährung von Vorruhestandsgeld
vom 16. Februar 1990

Auf Grund des § 8 der Verordnung vom 8. Februar 1990 
über die Gewährung von Vorruhestandsgeld (GBl. I Nr. 7 
S. 42) wird in Übereinstimmung mit dem Ministerium für 
Arbeit und Löhne folgendes bestimmt:

Zu § 3 und § 6 der Verordnung:

§ 1
Zahlung

(1) Das Vorruhestandsgeld wird in voller Höhe gezahlt 
durch

a) Staatsorgane, Betriebe, Einrichtungen, gesellschaftliche 
Organisationen, Genossenschaften, private Handwerker 
und Gewerbetreibende, freiberuflich und andere selb­
ständig Tätige (nachfolgend Betriebe genannt) für Ar­
beiter und Angestellte, mit denen ein Arbeitsrechtsver­
hältnis abgeschlossen ist, ,

b) sozialistische Genossenschaften und deren kooperative 
Einrichtungen für Mitglieder, wenn das von der Voll­
versammlung beschlossen wurde.


